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Einführung 

Im Patienten vergessene OP-Tücher oder andere Hilfsmittel gehören zu den drasti-
scheren Beispielen einer Arzthaftung. Vergisst ein Arzt bei seiner Operation, ein 
OP-Tuch zu entfernen, und fällt dies in der Folgezeit auch nicht auf, weil das OP-
Tuch, nicht wie die üblicherweise verwendeten Tücher, keine Röntgenkontrast-
streifen hat, dann stellt dies bei der ersten Betrachtung eindeutig einen groben 
ärztlichen Behandlungsfehler dar. Denn ein Arzt hat erstens zu kontrollieren, dass 
alle medizinischen Hilfsmittel wieder aus dem Operationsgebiet entfernt werden, 
und zweitens darf er grundsätzlich nur mit einem Kontraststreifen markierte OP-
Tücher verwenden. Die Folgen des im Körper des Patienten verwesenden Tuches 
(z. B. späterer Tod des Patienten) hätte in diesem Fall der Arzt zu verantworten. 
Die Situation erscheint allerdings haftungsrechtlich in einem anderen Licht, wenn 
man bei einer erneuten Betrachtung die Besonderheiten der Behandlungssituation 
berücksichtigt. Bei dem eben geschilderten Fall, den das OLG Düsseldorf1 zu 
entscheiden hatte, handelte es sich um einen Notfallpatienten, bei dem es im An-
schluss an eine vorhergehende Operation zu unerwarteten Komplikationen ge-
kommen war. Der Patient litt an Nachblutungen, die sofort behandelt werden 
mussten. Sie traten so plötzlich auf, dass keine Zeit mehr war, den Operationssaal 
vorzubereiten. Daher lagen zunächst nur nichtmarkierte Operationstücher in der 
Nähe des Arztes, der auf das Herbeischaffen der markierten Tücher nicht mehr 
warten konnte, da er die Blutung sofort stillen musste, um operieren zu können. 
Bei der Behandlung ging es binnen Sekunden um Leben oder Tod des Patienten. 
Nach der Operation wurden die entfernten Tücher zwar mit der Zahl der verwen-
deten Tücher kontrolliert, aber diese Kontrolle beschränkte sich auf die später 
herbeigeschafften markierten Tücher, da ja nur diese üblicherweise verwendet 
werden. Das unmarkierte Tuch fiel im Operationsgebiet von selbst auch nicht 
weiter auf, da dort mehrere textile Tamponaden untergebracht waren, die dort 
verbleiben sollten. Hier nun dem Arzt den eingangs erwähnten Vorwurf eines 
groben Behandlungsfehlers zu machen, würde der Gesamtsituation sicherlich 
nicht gerecht werden. Das OLG Düsseldorf hatte in diesem Fall daher auch ent-
schieden, dass hier angesichts der Notsituation das Vorliegen eines schuldhaften 
Fehlers schon mit guten Gründen bezweifelt werden kann und dass jedenfalls kein 
grober Behandlungsfehler vorliegt2. 

Mit diesem Beispiel soll verdeutlicht werden, wie sich die rechtlichen Sorg-
faltsanforderungen bei der Behandlung eines medizinischen Notfalls im Vergleich 

                                                           
1  OLG Düsseldorf, VersR 1980, S. 535. 
2  OLG Düsseldorf, VersR 1980, S. 535 (536). 

1 

2 



2      Einführung 

zum Normalfall verschieben können. Umfassende allgemeingültige Kriterien, 
nach denen beurteilt werden könnte, wann haftungsrechtlich ein medizinischer 
Notfall anzunehmen ist und in welchem Maß sich die Sorgfaltsanforderungen 
mildern, existieren aber weder in der arzthaftungsrechtlichen Literatur noch in der 
einschlägigen Rechtsprechung. In den großen BGB-Kommentaren und Fachbü-
chern wird der medizinische Notfall allenfalls kurz erwähnt und häufig beschränkt 
man sich darauf zu bemerken, dass Haftungsmilderungen wegen der besonderen 
Situation möglich sind3. Die Rechtsprechung schließt sich der Aussage an, dass im 
medizinischen Notfall ein milderer Haftungsmaßstab gilt, stellt dabei aber eben-
falls keine allgemeingültigen Grundsätze auf und erwähnt insbesondere nicht, wie 
weit die Haftungsprivilegierung gehen und ab wann sie konkret eingreifen soll4. 
Die Ausführungen zu den Milderungen im Sorgfaltsmaßstab beschränken sich 
vielmehr oft auf die für die Klageabweisung ausreichende Feststellung, dass eine 
Kausalität zwischen Behandlungsfehler und Schaden vom Patienten nicht bewie-
sen ist und wegen der besonderen Notfallsituation zumindest kein grober Behand-
lungsfehler, der eine Beweislastumkehr rechtfertigen könnte, angenommen wer-
den kann5. Dabei wird meist, wenn es um das Vorliegen eines medizinischen 
Notfalls geht, schlicht auf die Ausführungen des Sachverständigen verweisen6. 

Im Recht fehlt somit ein zusammenfassender Überblick über die ärztlichen 
Haftungsfragen im medizinischen Notfall. Die Notfallmedizin und die Tätigkeit 
des Notarztes haben sich in der Vergangenheit allerdings rasch entwickelt und 
nehmen in der Medizin einen immer größeren Stellenwert ein, der im Recht noch 
nicht durchgedrungen ist7. Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist daher die Un-
tersuchung der Besonderheiten der Arzthaftung im medizinischen Notfall, um der 
zunehmenden tatsächlichen Bedeutung der Notfallmedizin auch im Recht Rech-
nung zu tragen. Großschadensereignisse mit einem Massenanfall von Patienten 
werden dabei aus der nachfolgenden Untersuchung ausgenommen. Die Arbeit gibt 
somit für den Einzelnotfall einen umfassenden Überblick darüber, wie sich Not-
fallsituationen auf die bestehenden Grundsätze der Arzthaftung auswirken und 

                                                           
3  Laufs in: Laufs/Uhlenbruck, HdB Arztrecht, § 99, Rn 17; Nüßgens in: RGRK, BGB, 

§ 823 Anh. II, Rn. 209; Frahm/Nixdorf, Arzthaftungsrecht, R. 106; Geiß/Greiner, Arzt-
haftpflichtrecht, Teil B, Rn. 27; Giesen, Arzthaftungsrecht, Rn. 98; Lippert/Weissauer, 
Das Rettungswesen, Rn. 385. Einzig von Deutsch/Spickhoff  wird der medizinische 
Notfall als Teil eines ganzen Kapitels behandelt, Deutsch/Spickhoff, Medizinrecht, 
Rn. 634 ff. Eine Kurzübersicht anhand einzelner Gerichtsentscheidungen gibt ferner 
Debong, ArztR 2003, S. 288 ff. 

4  Z. B.: BGH, NJW 1985, 1392 (1393); OLG Koblenz, MedR 2008, S. 511 (513); OLG 
Hamm, VersR 2001, 189 (190); OLG Stuttgart, NJW-RR 1997, S. 1114 (1116); OLG 
Hamm, NJW-RR 1992, S. 1504 (1505); OLG München, NJW-RR 1991, S. 1432; OLG 
Düsseldorf, VersR 1980, S. 535 f. 

5  Beispielhaft: OLG Düsseldorf, VersR 1980, S. 535 (536). 
6  Beispielhaft: OLG Stuttgart, NJW-RR 1988, S. 608; OLG Düsseldorf, VersR 1986, 

S. 659; OLG Düsseldorf, VersR 1980, S. 535. 
7  Lippert/Weissauer in: Lüttgen, HdB Rettungswesen, B 2.1/20 (S. 1). Siehe zur Ent-

wicklung des Rettungs-und Notarztdienstes: Sefrin in: Madler/Jauch/Werdan/Sieg-
rist/Pajonk, NAW-Buch, Ziff. 7.1 ff. (S. 61 ff.); Lippert/Weissauer, Das Rettungswe-
sen, Rn. 118 ff.; Moecke, N+R 2007, S. 515 ff. 
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welche Besonderheiten hinzutreten. Auch werden die Pflichten, die insbesondere 
von Krankenhäusern unter dem Aspekt der Vorbereitung auf medizinische Notfäl-
le einzuhalten sind, untersucht. Im Ganzen werden vor allem folgende Fragen 
untersucht und einem Ergebnis zugeführt. Erstens: Wann liegt ein medizinischer 
Notfall im arzthaftungsrechtlichen Sinne vor? Zweitens: Führt das Vorliegen eines 
medizinischen Notfalls zu Privilegierungen im zivilrechtlichen Sorgfaltsmaßstab, 
und falls ja, inwieweit? Drittens: Welche Rechtsbeziehungen bestehen im medizi-
nischen Notfall? Und viertens: Welche konkreten Pflichten aus dem Behand-
lungsverhältnis lockern sich beim Vorliegen eines medizinischen Notfalls oder 
entfallen gar ganz und welche verschärfen sich oder treten neu hinzu? 



 

A Begriffsbestimmungen rund um den 
medizinischen Notfall 

Unabhängig von den besonderen Haftungsfragen zeichnet sich die Notfallmedizin 
im Recht zunächst dadurch aus, dass die Terminologie nicht immer einheitlich ist 
(z. B. werden „Notdienst“, „Notfalldienst“ und „Bereitschaftsdienst“ synonym 
verwendet) und, dass dort, wo eine einheitliche Terminologie existiert, diese im 
Sprachgebrauch teilweise unrichtig verwandt wird (z. B. wird der „Notarztdienst“ 
und der „Notdienst“ bzw. der „Notarzt“ und der „Notfallarzt“ miteinander ver-
wechselt8). Um für die nachfolgende Untersuchung die nötige Grundlage zu schaf-
fen und zum besseren Verständnis, werden zunächst die wesentlichen medizini-
schen und juristischen Begriffe, die mit dem medizinischen Notfall im 
Zusammenhang stehen, und insbesondere der Kernbegriff der Untersuchung, der 
medizinische Notfall, dargestellt und definiert. 

I.  Notfallmedizin 

Die Notfallmedizin ist kein selbstständiges Fachgebiet der Medizin, sie wird aber 
mittlerweile als ein eigenes Teilgebiet verstanden9. Die Notfallmedizin beinhaltet 
das Erkennen, die Behandlung und die Beseitigung vitalbedrohlicher Situationen 
und umfasst diagnostische und therapeutische Maßnahmen zur Erstversorgung 
von Notfallpatienten, v. a. die Aufrechterhaltung bzw. die Wiederherstellung der 
Vitalfunktionen10. Die Notfallmedizin ist aber nicht auf die Wiederherstellung und 
Sicherung der Vitalfunktionen beschränkt, zu ihr gehört ebenso die Verhinderung 

                                                           
8  So bezeichnete bspw. das OLG Stuttgart in seinem Urteil vom 21.01.1993 den im 

„ärztlichen Notdienst“ tätigen Arzt (= Notfallarzt) als „Notarzt“, OLG Stuttgart, VersR 
1994, S. 313 ff. Ähnlich die Urteilsüberschrift bei AG Jever, MDR 1991, S. 441. Zur 
Abgrenzung zwischen Notarztdienst und Notdienst bzw. Notfallarzt und Notarzt siehe 
Rn. 30. 

9  Pschyrembel, Medizinisches Wörterbuch, S. 1293. Anders noch: Weissauer, Anästhe-
siologie und Intensivmedizin 1980, S. 29 (30). 

10  Pschyrembel, Medizinisches Wörterbuch, S. 1293; Bremer, System des Notarztes, Nr. 
6.1 (S. 25); Lippert/Weissauer, Das Rettungswesen, Rn. 123; Ziegenfuß, Notfallmedi-
zin, Ziff. 1.1 (S. 3). Siehe auch: (Muster-) WBO-Ä, Abschnitt C (S. 163) (Abrufbar im 
Internet. URL: http://www.bundesaerztekammer.de/downloads/MKNotfallmedizin.pdf. 
Stand: 30.05.2009.) 
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6      A. Begriffsbestimmungen rund um den medizinischen Notfall 

von Folgeschäden bei Notfällen aller medizinischer Fachgebiete11. Die Notfallme-
dizin ist nicht auf ein bestimmtes Fachgebiet beschränkt. Sie ist eine Tätigkeit mit 
interdisziplinärem Charakter, allerdings mit Schwerpunkten in der Anästhesie, 
Chirurgie und Inneren Medizin12. Da die Sicherung und Wiederherstellung der 
Vitalfunktionen im Vordergrund steht, kommt innerhalb der Schwerpunkte der 
Anästhesie eine herausragende Bedeutung zu13. 

Die Notfallmedizin wird einerseits in die präklinische, diese wiederum in die 
Rettungs- und Katastrophenmedizin, und andererseits in die innerklinische Not-
fallmedizin unterteilt14. Im Bereich der präklinischen Versorgung bedeutet Not-
fallmedizin, dass unter eingeschränkten Bedingungen mit einer begrenzten Aus-
stattung an Geräten und Medikamenten, insbesondere eingeschränkten Möglich-
keiten einer Diagnostik sowie einem geringen personellen Aufwand, ein breites 
Spektrum von Notfällen nach Traumen und Erkrankungen kurzfristig so zu analy-
sieren und versorgen ist, dass ein Überleben gesichert werden kann15. Die prä-
klinische Versorgung umfasst überwiegend die folgenden Funktionen: Wiederher-
stellung bzw. Aufrechterhaltung von Vitalfunktionen, Verhindern von Kompli-
kationen und Folgeschäden, kausale Therapiemaßnahmen (wo möglich), Filter-
funktion bzw. Weichenstellung für den Ablauf der weiteren Behandlung und die 
Sicherstellung einer Behandlungskontinuität bis zur klinischen Versorgung16. 

II. Notfallaufnahme (Notaufnahme) 

Die Notfallaufnahme (oder auch nur „Notaufnahme“) ist eine Funktionseinheit 
eines Krankenhauses, in welcher Patienten zur Erkennung bedrohlicher Krank-
heitszustände einer Erstuntersuchung bzw. Erstbehandlung unterzogen werden, 
um Notwendigkeit und Art der weiteren medizinischen Versorgung festzustellen17. 
Sie ist eine zentrale Station im Krankenhaus, die alle Funktionen zusammenfasst, 
um die Erstversorgung eines jeden Notfallpatienten sicherzustellen18. Ziel der 
zentralen Notaufnahme ist es, bei jedem Patienten in einer kürzest möglichen Zeit 

                                                           
11  Ziegenfuß, Notfallmedizin, Ziff. 1.1 (S. 3); Adams, AINS 2000, S. 485. Beispielhaft 

auch der Ausbildungsinhalt der Weiterbildungsqualifikation „Notfallmedizin“ im (Mus-
ter-) Kursbuch „Notfallmedizin“ der Bundesärztekammer (Abrufbar im Internet. URL: 
http://www.bundesaerztekammer.de/downloads/MKNotfallmedizin.pdf. Stand: 
30.05.2009). 

12  Der Vorstand der Arbeitsgemeinschaft in Norddeutschland tätige Notärzte e. V., N+R 
2004, S. 55 (56). 

13  Adams, AINS 2000, S. 485. 
14  Adams, AINS 2000, S. 485; Ziegenfuß, Notfallmedizin, Ziff. 1.1 (S. 5). 
15  Lippert/Weissauer, Das Rettungswesen, Rn. 156; Bremer, System des Notarztes, 

Nr. 6.2, (S. 26).  
16  Schneider/Wolke/Böhmer, Taschenatlas Notfall- & Rettungsmedizin, Ziff. 1.4 (S. 17); 

Ziegenfuß, Notfallmedizin, Ziff. 1.1 (S. 3). 
17  (Muster-) WBO-Ä, Begriffsbestimmungen, S. 15. 
18  Lippert/Weissauer, Das Rettungswesen, Rn. 140. 
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die richtige Diagnose zu stellen und eine adäquate Behandlung einzuleiten19. Dies 
erfordert bestimmte bauliche Voraussetzungen (insb. spezielle Anfahrt für den 
Rettungsdienst und innerklinisch „kurze Wege“), eine entsprechende Ausstattung 
mit den dafür erforderlichen diagnostischen und therapeutischen Mitteln oder 
zumindest unmittelbare Nähe zur Diagnostik, Therapie und Übergabe sowie ein 
ausreichend notfallmedizinisch geschultes und jederzeit verfügbares Personal 
(Schichtbetrieb)20. Die Notaufnahme ist ein wichtiges Bindeglied zwischen inner- 
und außerklinischer Versorgung21. 

Eine spezielle Art der Notaufnahme ist die zentrale und interdisziplinär geführ-
te Notaufnahme. Die Einrichtung von zentralen und interdisziplinär geführten 
Notaufnahmen in Krankenhäusern ist allerdings in der medizinischen Praxis noch 
in der Entwicklung und derzeit meist nur in größeren Kliniken (Maximalversor-
gungsstufe) anzutreffen22. Von Notfallmedizinern besteht aber eine starke Forde-
rung nach einer zentralen und interdisziplinären Notaufnahme, um eingelieferte 
Notfälle bedarfsgerecht behandeln zu können23. Eine zentrale und interdisziplinär 
geführte Notaufnahme bedeutet, dass die Notaufnahme als eigene Abteilung mit 
eigenen Ärzten, die in der Notfallmedizin fortgebildet sind, geführt wird und einen 
eigenen Abteilungsleiter hat, der den übrigen Abteilungsleitern anderer Fachberei-
che gleichgestellt ist24. Die Fortbildung in der Notfallmedizin ist ein wesentlicher 
Bestandteil der interdisziplinär geführten Notaufnahme, da die Notfallversorgung 
eine hohe differenzialdiagnostische Kompetenz voraussetzt25. Eine breite differen-
zialdiagnostische Kompetenz ist in der Notaufnahme nötig, um möglichst schnell 
die „richtigen Weichen“ zur weiteren fachärztlichen Versorgung stellen zu kön-
nen, da gerade im medizinischen Notfall mehrere Organsysteme oder verschiede-
ne Fachbereiche betroffen sein können26. Die differenzialdiagnostische Kompe-
tenz ist für die in der interdisziplinären Notaufnahme tätigen Ärzte wesentlich27. 
Eine Interdisziplinäre Notaufnahmestation kann ungefähr wie folgt aussehen: 
Grundsätzlich bestehend aus zwei Struktureinheiten, der interdisziplinären Not-

                                                           
19  Sefrin in: Lüttgen, HdB Rettungswesen, A 1.4/10 (S. 2). 
20  Felleiter in: Dirks, Notfallmedizin, Ziff. 48.1.1 ff. (S. 511 ff.); Lippert/Weissauer, Das 

Rettungswesen, Rn. 140.  
21  Sefrin in: Lüttgen, HdB Rettungswesen, A 1.4/10 (S. 1); Altemeyer/Dirks/Schindler, 

N+R 2007, S. 325 (326). 
22  Felleiter in: Dirks, Notfallmedizin, Ziff. 48 (S. 511); Ellinger/Osswald/Genzwürker, 

Kursbuch Notfallmedizin, Ziff. 1.3.4 (S. 26); Walter/Fleischmann, Krankenhaus 2007, 
S. 657 ff.; Altemeyer/Dirks/Schindler, N+R 2007, S. 325. Als Beispiele siehe das Uni-
klinikum Leipzig bei Schubert/Schmidt/Verheiden/Baerwald, N+R 2003, S. 435 ff., 
und die zentrale Notaufnahme des Universitätsklinikums Göttingen bei Blasch-
ke/Müller/Bergmann, AINS 2008, S. 314 ff. 

23  Sefrin in: Lüttgen, HdB Rettungswesen, A 1.4/10 (S. 1 ff.); Walter/Fleischmann, Kran-
kenhaus 2007, S. 657 ff.; Altemeyer/Dirks/Schindler, N+R 2007, S. 325 (326 ff.); 
Fleischmann, Rettungsdienst 2007, S. 814 ff. 

24  Felleiter in: Dirks, Notfallmedizin, Ziff. 48 (S. 511); Walter/Fleischmann, Kranken-
haus 2007, S. 657 (658 f.); Altemeyer/Dirks/Schindler, N+R 2007, S. 325 (326 ff.). 

25  Walter/Fleischmann, Krankenhaus 2007, S. 657 (658). 
26  Walter/Fleischmann, Krankenhaus 2007, S. 657 (658). 
27  Walter/Fleischmann, Krankenhaus 2007, S. 657 (658). 
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8      A. Begriffsbestimmungen rund um den medizinischen Notfall 

aufnahmestation (mehrere Patientenbetten und ein Schockraum) und der Interme-
diate-Care-Station; angeschlossen an die Notaufnahme sind je eine Diagnostik- 
und Behandlungseinheit für akute Koronarsyndrome (chest pain unit) und akute 
Schlaganfälle (stroke unit); Einsatz von interdisziplinärem Personal (Pflegeperso-
nal und Ärzte verschiedener Facharztrichtungen, aber alle mit notfallmedizini-
scher Erfahrung) im Drei-Schicht-Betrieb über 24 Stunden28. 

Die Medizin sieht die Notaufnahme als die adäquate Weiterversorgung der 
Notfallpatienten im Krankenhaus und damit als letztes Glied der Rettungskette 
an29. Die präklinische Versorgung durch den Rettungsdienst (Notfallrettung) und 
die Weiterbehandlung im Krankenhaus werden in der Medizin daher als Einheit 
betrachtet. Im Recht hingegen ist beides voneinander streng zu trennen. Rechtlich 
ist die Notfallrettung eine hoheitliche Tätigkeit im Auftrag der Kommunen, die 
mit der Übergabe im Krankenhaus endet (siehe Rn. 325). Die sich anschließende 
Krankenhausversorgung stellt hingegen gegenüber dem Patienten eine rein privat-
rechtliche Tätigkeit dar (siehe Rn. 164). 

Die Entwicklung der Notaufnahmestationen in der Medizin kann teilweise auch 
im Recht nachvollzogen werden. Gab es früher keine Bestimmungen darüber, zen-
trale Notfallaufnahmen einzurichten, so sind nun in einigen Landeskrankenhaus-
gesetzen und/oder Krankenhausplänen ausdrückliche Regelungen zum Unterhalt 
einer gesonderten Notaufnahme enthalten. So beispielsweise in Berlin (§ 23 III 
LKG Berlin i. V. m. § 3 II, IV KhsVO Berlin), in Hessen30 (Hessischer Kranken-
hausrahmenplan 2005, Ziff. 4.5.2.1), in Hamburg (§ 3 I HmbKHG), im Saarland 
(§ 10 I SHKG) und in Thüringen (§ 18 I S. 2 ThürKHG). 

III. Rettungsdienst 

Der Rettungsdienst ist gem. Art. 30, 70 GG eine Aufgabe der einzelnen Bundes-
länder31. Erst Anfang der 70er Jahre nahmen bundesweit die Länder die Aufgabe 
an, den Rettungsdienst, der bis dahin verschiedentlich, meist über die Feuerwehr-
gesetze, geregelt war, einheitlich in eigenen Landesrettungsdienstgesetzen zu 
regeln32. Die praktische Umsetzung eines flächendeckenden arztgestützten Ret-
tungswesens erfolgte ebenfalls erst in den frühen 70ern33. Die Landesrettungs-

                                                           
28  Z. B.: Universitätsklinikum Göttingen, Blaschke/Müller/Bergmann, AINS 2008, 

S. 314 ff. 
29 Gorgaß/Ahnefeld/Rossi/Lippert/Krell/Weber, Rettungsassistent und Rettungssanitäter, 

Ziff. 2.5.5 (S. 20); Ziegenfuß, Notfallmedizin, Ziff. 1.4.1 (S. 8 f.). Siehe auch: Kran-
kenhausplan für das Saarland 2006-2010, Ziff. 2.7; Hessischer Krankenhausrahmenplan 
2005, Ziff. 4.5.1. 

30  Beispielhaft ist v. a. die Entwicklung in Hessen, vgl. dazu: Metzner, N+R 2007, 
S. 436 ff. 

31  BGH, NJW 2005, S. 429 (432); BGH, MedR 1988, S. 106 (108). Siehe auch BT-Dr.: 
7/489, Nr. 2.1. 

32  Moecke, N+R 2007, S. 515 (517).  
33  Madler/Luiz in: Madler/Jauch/Werdan/Siegrist/Pajonk, NAW-Buch, Ziff. 1.1 (S. 3); 

Moecke, N+R 2007, S. 515 (517). 

8 

9 

10 



IV. Notfallrettung      9 

dienstgesetze orientierten sich an dem Muster-Rettungsdienstgesetz des Bundes34. 
Erst mit dem Jahr 1993 existiert in jedem Bundesland ein eigenes Gesetz zur Re-
gelung des Rettungsdienstes35. 

Gegenstand des Rettungsdienstes ist die Sicherstellung einer bedarfsgerechten 
Versorgung der Bevölkerung mit Leistungen der Notfallrettung und des Kranken-
transports zu sozial tragbaren Benutzungsentgelten36. Zum Rettungsdienst gehört 
daher in jedem Bundesland nicht nur die Notfallrettung, sondern auch der Kran-
kentransport37. Aufgabe des Krankentransports ist es, Kranken, Verletzten oder 
sonst Hilfsbedürftigen, soweit sie keine Notfallpatienten sind, nötigenfalls Erste 
Hilfe zu leisten und sie unter fachgerechter Betreuung zu befördern38. Kranken-
transport und Notfallrettung sind von einander zu unterscheiden und in den Ret-
tungsdienstgesetzen der Länder auch unterschiedlich geregelt39. Da der Kranken-
transport gemäß seiner Aufgabenstellung keine Notfallpatienten zum Gegenstand 
hat, ist er für den medizinischen Notfall nicht von Bedeutung. Ferner wird der 
Notarzt nur in der Notfallrettung eingesetzt.  

IV. Notfallrettung 

Die Notfallrettung ist ein Bestandteil des Rettungsdienstes (Rn. 10). Der Begriff 
der Notfallrettung ist in den Rettungsdienstgesetzen der Länder definiert. Im Ge-
gensatz zum Notfallpatienten (siehe Rn. 55 f.) finden sich hier in allen Landesge-
setzen ausdrückliche und im Wesentlichen inhaltsgleiche Definitionen40. In Bay-

                                                           
34  Moecke, N+R 2007, S. 515 (517). Zum Muster-Rettungsdienstgesetz siehe: BT-Dr.: 

7/489. 
35  Moecke, N+R 2007, S. 515 (517). 
36  Siehe: § 1 I RDG Baden-Württemberg. 
37  Siehe: § 1 I RDG Baden-Württemberg; Art. 1 BayRDG; § 1 I S. 2 RDG Berlin; § 1 II 

BbgRettG; § 24 I S. 4, II, III, BremHilfeG; § 1 I HmbRDG; § 1 HRDG; § 2 I RDG M-
V; § 2 II NRettDG; § 1 I RettG Nordrhein-Westfalen; § 2 I RettDG Rheinland-Pfalz; 
§ 1 SRettG; § 2 II SächsBRKG, § 2 I RettDG LSA; § 2 I ThürRettG. 

38  Lissel in: Ratzel/Luxenburger, HdB Medizinrecht, § 23, Rn. 9. Siehe auch: § 1 III RDG 
Baden-Württemberg; Art. 2 II BayRDG; § 2 III RDG Berlin; § 2 III BbgRettG; § 24 III 
BremHilfeG; § 3 II HmbRDG; § 2 II HRDG; § 2 III RDG M-V; § 2 II Nr. 3 NRettDG; 
§ 2 II RettG Nordrhein-Westfalen; § 2 III RettDG Rheinland-Pfalz; § 2 III SRettG; § 2 
II S. 4 SächsBRKG; § 2 III RettDG LSA; § 1 II RDG Schleswig-Holstein; § 2 I Nr. 2 
ThürRettG. 

39  Siehe: § 1 RDG Baden-Württemberg; Art. 2 BayRDG; § 2 RDG Berlin; § 2 BbgRettG; 
§ 24 BremHilfeG; § 3 HmbRDG; § 2 HRDG; § 2 RDG M-V; § 2 II NRettDG; § 2 
RettG Nordrhein-Westfalen; § 2 RettDG Rheinland-Pfalz; § 2 SRettG; § 2 II 
SächsBRKG; § 2 RettDG LSA; § 1 RDG Schleswig-Holstein; § 2 I ThürRettG. 

40  Siehe in Baden-Württemberg: § 1 II S. 1 RDG Baden-Württemberg; in Bayern: Art. 2 I 
BayRDG; in Berlin: § 2 II S. 1 RDG Berlin; in Brandenburg: § 2 II S. 1 BbgRettG; in 
Bremen: § 24 II BremHilfeG (wo allerdings von „Notfallversorgung“ die Rede ist); in 
Hamburg: § 3 I HmbRDG; in Hessen: § 2 I HRDG (wiederum „Notfallversorgung“); in 
Mecklenburg-Vorpommern: § 2 II S. 1 RDG M-V; in Niedersachsen: § 2 II Nr. 1 
NRettDG; in Nordrhein-Westfalen: § 2 I S. 1 RettG Nordrhein-Westfalen; in Rhein-

 

11 

12 
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ern beispielsweise ist die Notfallrettung gemäß Art. 2 I BayRDG die medizinische 
Versorgung von Notfallpatienten am Notfallort einschließlich der Beförderung in 
eine für die weitere Versorgung geeignete Einrichtung unter fachgerechter Be-
treuung41. Dies erfasst auch die sogenannten „Sekundärtransporte“42. Diese liegen 
vor, wenn ein bereits klinisch versorgter Notfallpatient in eine andere, speziellere 
Behandlungseinrichtung verlegt werden muss, damit ihm die nötige medizinische 
Versorgung zukommt, und es sich bei der Verlegung um einen zeitkritischen, 
indisponiblen Einsatz handelt43. Die medizinische Versorgung bzw. Betreuung im 
Rahmen der Notfallrettung heißt nicht zwingend, dass immer ein Notarzt beteiligt 
sein muss. Die medizinische Versorgung bzw. Betreuung kann auch durch Ret-
tungsassistenten, die nach dem RettAssG zur Erbringung von medizinischen Leis-
tungen befugt sind, erfolgen44.  

In der Medizin wird der Gegenstand der Notfallrettung inhaltsgleich zur recht-
lichen Definition bestimmt45. 

V. Notärztliche Versorgung 

Unter notärztlicher Versorgung versteht die Medizin die ärztliche Versorgung von 
Patienten mit lebensbedrohlichen Erkrankungen und Verletzungen mit den Mitteln 
und Methoden der präklinischen Intensivmedizin, auf der Basis interdisziplinär 
erarbeiteter Leitlinien der in der Notfallmedizin tätigen wissenschaftlichen Fach-
gesellschaften (wie die Empfehlungen der Deutschen Interdisziplinären Vereini-
gung für Intensiv- und Notfallmedizin, kurz: „DIVI“)46. 

Im Recht wird die notärztliche Versorgung in § 75 I S. 2 SGB V erwähnt, ohne 
allerdings näher definiert zu werden. § 75 I S. 2 SGB V knüpft aber inhaltlich an 
den Rettungsdienst an, der in den einzelnen Bundesländern gesetzlich geregelt ist 

                                                                                                                                     
land-Pfalz: § 2 II S. 1 RettDG Rheinland-Pfalz (dort heißt es „Notfalltransport“); im 
Saarland: § 2 II SRettG; in Sachsen: § 2 II S. 1 SächsBRKG; in Sachsen-Anhalt: § 2 II 
S. 1 RettDG LSA; in Schleswig-Holstein: § 1 I S. 1 RDG Schleswig-Holstein; in Thü-
ringen: § 2 I Nr. 1 ThürRettG. 

41  So lautet auch die zusammenfassende Definition von Ufer in: AINS 1999, S. 3. 
42  Bayerischer Landtag Drucksache: 13/8388, S. 13 (II., Zu § 1). 
43  Oehler/Schulz/Schnelzer, Rettungsdienst in Bayern, Art. 2, Anm. 2; Ellinger/Osswald/ 

Genzwürker, Kursbuch Notfallmedizin, Ziff. 1.2.2 (S. 13); Ahnefeld/Dick/Knuth/ 
Schuster, N+R 1998, S. 68 (69); Klingshirn, N+R 1998, S. 181. 

44  Siehe: § 9 II RDG Baden-Württemberg; Art. 12 II S. 2 BayRDG; § 9 III RDG Berlin; 
§ 30 IV S. 1 BremHilfeG; § 21 II HmbRDG; § 4 I RDG M-V; § 10 II S. 2 NRettDG; 
§ 4 III S. 1 RettDG NRW; § 22 III Nr. 2 RettDG Rheinland-Pfalz; § 4 I S. 2 SRettG; 
§ 3 I RettDVO LSA; § 3 RDG Schleswig-Holstein; § 14 II ThürRettG. 

45  Siehe: Ellinger/Osswald/Genzwürker, Kursbuch Notfallmedizin, Ziff. 1.2.2 (S. 13); 
Ahnefeld/Dick/Knuth/Schuster, N+R 1998, S. 68 (69). 

46  Ahnefeld/Dick/Knuth/Schuster, N+R 1998, S. 68 (70). Zur Deutschen Interdisziplinären 
Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin siehe URL: http://www.divi-org.de 
(Stand: 30.05.2009). 
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VI. Notarztdienst und Notarzt      11 

(Rn. 10). Das Hessische Rettungsdienstgesetz47 beispielsweise definiert den Ge-
genstand der notärztlichen Versorgung in § 2 IV HRDG wie folgt: Die notärztli-
che Versorgung gewährleistet die medizinische Versorgung von Notfallpatientin-
nen und Notfallpatienten durch entsprechend qualifiziertes ärztliches Fach-
personal. Der nähere Umfang der notärztlichen Versorgung ist dabei in einer 
gesonderten Verordnung, § 1 I NotarztVO Hessen, festgelegt. Zwar sind landes-
rechtliche Definitionen für den Bund nicht bindend, aber sie können in diesem 
Fall, weil offensichtlich dasselbe gemeint ist, zur inhaltlichen Begriffsausfüllung 
herangezogen werden. 

VI. Notarztdienst und Notarzt 

1.  Notarztdienst 

Teilweise ist der Notarztdienst ausdrücklich in den Landesgesetzen definiert48. In 
Bayern49 beispielsweise bedeutet der Notarztdienst gem. Art. 21 I S. 2 und S. 4 
BayRDG die Mitwirkung von besonderes qualifizierten Ärzten (Notärzten) im 
Rettungsdienst50. In den Landesrettungsdienstgesetzen, in denen eine ausdrückli-
che Definition fehlt, ergibt sich aus dem Gesetzeszusammenhang eine inhaltsglei-
che Definition. Dabei ist regelmäßig vorgesehen, dass die Mitwirkung von Not-
ärzten am Rettungsdienst durch die jeweils verantwortlichen Träger sicher-
zustellen ist. In Bayern beispielsweise sind die verantwortlichen Träger gem. 
Art. 21 I S. 2 BayRDG die Rettungszweckverbände (Art. 18 III S. 1 BayRDG) 
und die Kassenärztliche Vereinigung Bayerns (KVB)51. Basierend auf dieser Ge-
setzeslage wird der Notarztdienst in der Rechtsprechung und Literatur zum Ret-
tungswesen länderübergreifend wie folgt definiert52: 

Der Notarztdienst ist eine von einem Träger oder den beteiligten Ärzten organisierte 
Einrichtung zur Versorgung von Notfallpatienten am Notfallort und gegebenenfalls 
auf dem Transport durch notfallmedizinisch ausgebildete Ärzte im planmäßigen Zu-
sammenwirken mit dem Rettungsdienst. 

                                                           
47  Siehe auch: § 28 SächsBRKG. 
48  Früher wurde angenommen, dass der Notarztdienst nicht unter die Gesetzgebungsbe-

fugnis der Länder falle. Dies ist zumindest seit Einführung des § 75 I S. 2 SGB V nicht 
mehr richtig, siehe: Rn. 30.  

49  Siehe auch: § 4 V BbgRettG; § 7 I S. 1 RDG Berlin; § 2 IV HRDG. 
50  Im Regierungsentwurf zum Gesetz zur Änderung des Rettungsdienstes ist künftig in 

Art 2 III S. 1 BayRDG folgende Definition vorgesehen: „Notarztdienst ist die Mitwir-
kung von Notärzten in der Notfallrettung“. Siehe: Bayerischer Landtag Drucksache: 
15/10391, S. 12. 

51  Bayern hat von der Möglichkeit nach § 75 I S. 2 SGB V Gebrauch gemacht und den 
Sicherstellungsauftrag der KVB erteilt bzw. bei ihr belassen, da sie ihn schon vor Än-
derung des § 75 I S. 2 SGB V wahrgenommen hatte. 

52  BGH, NJW 1993, S. 1526; Lippert/Weissauer, Das Rettungswesen, Rn. 28; Lippert, 
NJW 1982, S. 2089 (2090).  

14 



12      A. Begriffsbestimmungen rund um den medizinischen Notfall 

Zwar ist der Notarztdienst vom Rettungsdienst begrifflich und rechtlich zu unter-
scheiden53. Notarzt- und Rettungsdienst sind zwei unterschiedliche, voneinander 
getrennt organisierte Systeme54. Der Notarztdienst wird aber als ein notwendiger 
Bestandteil des Rettungsdienstes verstanden, da ein funktionierendes Rettungswe-
sen ohne die Mitwirkung von Notärzten schlicht nicht denkbar ist55. Notarzt- und 
Rettungsdienst bilden eine funktionale Einheit56. Der Rettungsdienst (bzw. die 
Notfallrettung) ist insgesamt nur dann funktionsfähig, wenn die erforderlichen 
rettungs- und notarztdienstlichen Maßnahmen exakt aufeinander abgestimmt 
sind57. Die Folge dieser funktionalen Einheit ist, dass – wie noch zu sehen sein 
wird (Rn. 280 ff.) – beide Organisationen denselben rechtlichen Grundsätzen 
unterworfen sind (hoheitliche Tätigkeit). 

2.  Notarzt (Leitender Notarzt, Ärztlicher Leiter Rettungsdienst) 

In der Medizin gilt als Notarzt der Arzt, der planmäßig im Rettungsdienst tätig 
und in der Soforttherapie lebensbedrohlicher Zustände besonders qualifiziert ist58. 
Der Notarzt wird immer dann eingesetzt, wenn sich aus dem bei der Rettungsleit-
stelle eingegangenem Meldebild Hinweise darauf ergeben, dass eine Notarztindi-
kation nach dem Notarztindikationskatalog59 vorliegt. 

Die rechtliche Definition gleicht der medizinischen. Rechtlich ist das Erforder-
nis der besonderen notärztlichen Qualifikation in den Rettungsdienstgesetzen der 
Länder festgeschrieben60. Die Anforderungen an die spezielle Qualifikation, die 
von den Ärzten nachgewiesen werden muss, legen die jeweiligen Landesärzte-
kammern fest61. Diese orientieren sich an der Muster-Weiterbildungsordnung für 

                                                           
53  BGH, NJW 1993, S. 1526. 
54  Lippert, MedR 1983, S. 167 (168). Das wird auch daran deutlich, dass es verschiedene 

Systeme zur Integrierung des Notarztes in den Einsatz gibt, wie das Station- oder Ren-
dezvoussystem. Siehe dazu: Bremer, System des Notarztes, Ziff. 2.9 (S. 15). 

55  BGH, NJW 2005, S. 429 (431); BGH, NJW 2003, S. 1184 (1186); BGH, NJW 1993, 
S. 1526 (1528). 

56  BGH, NJW 2005, S. 429 (431); BGH, NJW 2003, S. 1184 (1186). 
57  BGH, NJW 1993, S. 1526 (1529). 
58  Pschyrembel, Klinisches Wörterbuch, S. 1292; Gorgaß in: Dirks, Notfallmedizin, Ziff. 

43.1 (S. 469); Ziegenfuß, Notfallmedizin, Ziff. 1.2 (S. 5); Bremer, System des Notarz-
tes, Ziff. 10.1 (S. 42). 

59  Siehe: Notarztindikationskatalog der Bundesärztekammer (Abrufbar im Internet. URL: 
http://www.bundesaerztekammer.de/downloads/Notarzteinsatz.pdf. Stand: 30.05.2009). 
Und als Beispiel einer konkreten Umsetzung: Notarztindikationskatalog der Ärzte-
kammer Bayerns (abgedruckt in: Bayerisches Ärzteblatt 2002, S. 370). 

60  Siehe bspw.: Art. 21 I S. 4 BayRDG, § 7 I S. 2 RDG Berlin, § 30 VII S. 1 BremHilfeG, 
§ 3 II S. 3 HRDG i. V. m. § 3 NotarztVO-Hessen, § 4 II S. 2 SRettG, § 28 I 
SächsBRKG, § 6 IV ThürRettG. 

61  Klingshirn, N+R 1998, S. 181 (183). Bspw.: Art. 21 I S. 4 BayRDG i. V. m. Abschnitt 
C, Nr. 24 der WBO-Ä Bayern. Zu den vor der Regelung durch die Landesärztekam-
mern geltenden Anforderungen siehe: Weissauer, Anästhesiologie und Intensivmedizin 
1980, S. 29 (30). 
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VI. Notarztdienst und Notarzt      13 

Ärzte62, weshalb die Qualifikationsanforderungen im Wesentlichen länderüber-
greifend gleich sind. 

Im Recht ist daher der Arzt Notarzt, der im Rettungsdienst tätig ist und der aufgrund 
seiner notfallmedizinischen Kenntnisse und Fähigkeiten gemäß der jeweiligen lan-
desrechtlichen Weiterbildungsordnung für Ärzte die Zusatzbezeichnung „Notfallme-
dizin“ führen darf63. 

Das Führen der Zusatzbezeichnung „Notfallmedizin“ wird durch die Heilberufs-
gesetze der Länder (z. B. Bayern: Art. 29, 35 HKaG) und die Weiterbildungsord-
nungen (siehe § 3 I (Muster-) WBO-Ä) rechtlich geregelt. Notarzt darf sich nach 
den Landesrettungsdienstgesetzen nur nennen, wer nach der jeweiligen Weiterbil-
dungsordnung die Zusatzbezeichnung „Notfallmedizin“ führen darf und im Ret-
tungsdienst mitwirkt. In diesem Sinne definieren beispielsweise ausdrücklich 
Bremen, Nordrhein-Westfalen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz und 
Sachsen-Anhalt in ihren Rettungsdienstgesetzen den „Notarzt“64. Inhaltlich an-
knüpfend an die fachliche Qualifikation „Notfallmedizin“ verwenden auch Bay-
ern, Brandenburg, Berlin, Hessen, das Saarland und Thüringen den Begriff „Not-
arzt“65. Wer zwar die Bezeichnung „Notfallmedizin“ führen darf, aber nicht am 
Rettungsdienst teilnimmt, ist nach den Rettungsdienstgesetzen kein Notarzt, er ist 
schlicht Notfallmediziner. Wegen der rechtlich festgeschriebenen Qualifikations-
voraussetzungen kann man im Gegensatz zu früher nun sagen66, dass der Begriff 
„Notarzt“ rechtlich geschützt ist. Denn nach den Landesrettungsdienstgesetzen ist 
für die Notarzttätigkeit eine Weiterbildung im Bereich der Notfallmedizin not-
wendig, die mit der Zusatzbezeichnung „Notfallmedizin“ nachgewiesen wird, und 
das Führen der Zusatzbezeichnung „Notfallmedizin“ ist seinerseits durch die 
Heilberufsgesetze und die Weiterbildungsordnungen rechtlich geschützt. 

Der Notarzt nimmt durch die Teilnahme am Rettungsdienst eine öffentliche 
Aufgabe wahr67. Seine Aufgabe ist es, den Notfallpatienten am Notfallort und auf 
dem Weg in eine geeignete Versorgungseinrichtung die notwendige medizinische 
Versorgung zukommen zu lassen68. Der Notarztdienst ist mit dem Rettungsdienst 
organisatorisch eng verbunden. Der Notarzt und die sonstigen am Rettungsdienst 

                                                           
62  Abschnitt C (S. 163) der (Muster-) WBO-Ä. 
63  Lissel in: Ratzel/Luxenburger, HdB Medizinrecht, § 23, Rn. 38. 
64  Siehe: § 30 VII S. 1 BremHilfeG, § 4 III S. 3 RettG NRW, § 4 I RDG M-V, § 22 IV 

S. 1 RettDG Rheinland-Pfalz und § 8 I S. 1 RDG LSA. Künftig wohl auch Bayern, da 
der Regierungsentwurf zur Änderung des Rettungsdienstgesetzes in Art. 2 III S. 2 eine 
neue, eigenständige Notarztdefinition vorsieht. Danach sind Notärzte „Ärztinnen und 
Ärzte, die über besondere medizinische Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten für 
die Behandlung und den Transport von Notfallpatienten verfügen (Notarztqualifika-
tion)“. Siehe: Bayerischer Landtag Drucksache: 15/10391, S. 12. 

65  Siehe: Art. 21 II BayRDG; § 4 V S. 5 BbgRettG; § 7 I RDG Berlin; §§ 3 II S. 2, 27 
RDG Hessen i. V. m. §§ 2, 3 NotarztVO Hessen; § 4 II S. 2 SRettG; § 6 IV ThürRettG. 

66  Anders auf Basis der alten Rechtslage: Fehn/Lechleuthner, MedR 2000, S. 114 (116). 
67  Siehe im Detail Rn. 280 ff. 
68  So bspw.: §§ 10, 1 II RDG Baden-Württemberg; Art. 21 I S. 2, 2 I BayRDG; §§ 4 V, 

2 II BbgRettG; §§ 2 II S. 2, 28 I S. 1 SächsBRKG; §§ 6 IV, 2 I Nr. 1 ThürRettG. 
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14      A. Begriffsbestimmungen rund um den medizinischen Notfall 

beteiligten Personen bilden eine Funktionseinheit (funktionale Einheit von Notarzt 
und Rettungsdienst)69. Dem Notarzt stehen daher am Einsatzort und für den 
Transport des Patienten die notfallmedizinischen Geräte und Medikamente des 
Rettungs- bzw. Notarztwagens70 zur Verfügung71. Der Notarzt kann insbesondere 
auf den Notfall-Arztkoffer72 zurückgreifen. Dieser gliedert sich in sechs Funkti-
onseinheiten – Absaugung und Beatmung, Notintubation, Diagnostik, Infusions-
Therapie, Ge- und Verbrauchsmaterial und Arzneimittel zur präklinischen Versor-
gung – und ist mit den entsprechenden notfallmedizinischen Hilfsmitteln und 
Medikamenten ausgestattet73. Ferner hat er auf diese Weise Zugriff auf einen mo-
bilen Defibrillator. Über den Rettungswagen stehen dem Notarzt des Weiteren 
Infusionslösungen/-apparate und technische Hilfsmittel für die Lagerung und den 
Transport des Notfallpatienten (Haupttrage mit Fahrgestell, Tragesessel, Schaufel-
trage, Vakuummatratze, Trage-/Rettungstuch) zur Verfügung, da diese zur zwin-
genden Ausstattung eines Rettungswagens gehören74. Die Apparative Diagnostik 
ist in den meisten Rettungswägen auf ein 3-Kanal-EKG, die Pulsoxymetrie und 
das nichtinvasive Blutdruckmessen beschränkt75. Mit dem Fortschritt der Technik 
werden aber zunehmend weitere diagnostische Apparate entwickelt, die sich für 
den präklinischen Einsatz eignen. Zu den noch nicht überall verfügbaren Neue-
rungen zählen beispielsweise ein präklinisches 12-Kanal-EKG, die präklinische 
Sonographie und die präklinische Kapnometrie76. Insgesamt ist die Ausstattung 
der Rettungsfahrzeuge gemäß DIN EN 1789 genormt. Viele Rettungsdienstgeset-
ze verweisen indirekt auf die DIN-Vorschriften, indem sie für die Ausrüstung 
ihres Rettungsdienstes auf den jeweiligen Stand der Technik abstellen77. Soweit 
die DIN-Vorschriften den jeweiligen aktuellen Stand der Technik repräsentieren, 
was die Regel sein dürfte, sind sie daher mittelbar rechtlich verbindlich. 

                                                           
69  BGH, NJW 2005, S. 429 (431); BGH, NJW 2003, S. 1184 (1186). Siehe auch: Rn. 15 
70  In der Notfallrettung werden genaugenommen folgende Rettungsfahrzeuge eingesetzt: 

Krankentransportwagen (KTW, allerdings nur bei Nicht-Notfallpatienten), Rettungs-
wagen (RTW), Notarztwagen (NAW = mit Notarzt besetzter RTW), Notarzteinsatz-
fahrzeug (NEF) und Rettungshubschrauber (RTH), vgl. Schneider/Wolke/Böhmer, Ta-
schenatlas Notfall- & Rettungsmedizin, Ziff. 1.1 (S. 4); Lissel in: Ratzel/Luxenburger, 
HdB Medizinrecht, § 23, Rn. 35 f. 

71  Schlund, ArztR 2004, S. 244; Fehn/Lechleuthner, MedR 2000, S. 114 (115). 
72  Siehe dazu: Maier/Dirks in: Dirks, Notfallmedizin, Ziff. 50.2 (S. 528). Siehe ferner: 

DIN EN 13232. Und zum speziellen Notfall-Arztkoffer für Säuglinge und Kleinkinder: 
DIN EN 13233. 

73  Maier/Dirks in: Dirks, Notfallmedizin, Ziff. 50.2.1 (S. 528 f.). 
74  Maier/Dirks in: Dirks, Notfallmedizin, Ziff. 50.1.2 (S. 522 ff.). 
75  Lehmann/Eichler in: Madler/Jauch/Werdan/Siegrist/Pajonk, NAW-Buch, Ziff. 17.6 

(S. 166). 
76  Lehmann/Eichler in: Madler/Jauch/Werdan/Siegrist/Pajonk, NAW-Buch, Ziff. 17.6 

(S. 166). 
77  Siehe: § 8 I S. 4 RDG Baden-Württemberg; Art. 12 I BayRDG; § 3 III RDG M-V; § 3 

IV RettG NRW; § 14 I S. 2 ThürRettG. 
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Dem Notarzt steht gegenüber den übrigen am Rettungsdienst beteiligten Perso-
nen in medizinischen Fragen ein Weisungsrecht zu78. Dies entspricht seiner medi-
zinischen Kompetenz und Verantwortung gegenüber dem Notfallpatienten79. Der 
Notarzt trägt während des Einsatzes die alleinige Verantwortung für die medizini-
sche Behandlung des Notfallpatienten80. Der Notarzt selbst hat wiederum, wie das 
übrige Rettungsdienstpersonal auch, die Weisungen der Rettungsleitstelle zu be-
folgen81. Das Weisungsrecht der Rettungsleitstelle endet beim Notarzt aber dort, 
wo der medizinische Bereich anfängt82. Denn insoweit steht dem Notarzt schon 
ein eigenes Weisungsrecht gegenüber dem Rettungsdienstpersonal zu und bei der 
Rettungsleistelle mangelt es diesbezüglich an der nötigen medizinischen Kompe-
tenz. In der Art und Weise der Behandlung ist der Notarzt daher vollkommen 
weisungsfrei und gemäß seines Arztberufes nur an den Stand der medizinischen 
Wissenschaft in der Notfallmedizin gebunden. Da die Auswahl der geeigneten 
Zielklinik dem Notarzt obliegt (siehe Rn. 350), zählt auch dies zum weisungsfrei-
en medizinischen Bereich des Notarztes. 

Die Mehrzahl der Notärzte sind Krankenhausärzte. Einige Rettungsdienstgeset-
ze wirken gezielt darauf hin, dass Krankenhausärzte am Notarztdienst teilnehmen, 
weil die Tätigkeit im Krankenhaus eine größere Erfahrung in medizinischen Not-
fällen mit sich bringt (siehe: Art. 21 I S. 6 BayRDG83). Dennoch ist eine Kranken-
haustätigkeit nicht zwingend erforderlich. Auch niedergelassene Ärzte können als 
Notärzte tätig sein, wenn sie nur die entsprechende Qualifikation (Weiterbildung 
„Notfallmedizin“) haben. 

Der Notarzt ist vom Arzt, der den vertragsärztlichen Notdienst versieht (Not-
fallarzt, Rn. 29), zu unterscheiden und abzugrenzen. Für die Abgrenzung wird auf 
Rn. 30 f. verwiesen. Um sich bereits vom Wortlaut deutlicher vom „Notfallarzt“ 

                                                           
78  Rieger in: Lexikon des Arztrechts, Nr. 4540, Rn. 33; Lissel in: Ratzel/Luxenburger, 

HdB Medizinrecht, § 23, Rn. 48; Oehler/Schulz/Schnelzer, Rettungsdienst in Bayern, 
Art. 21, Nr. 7.4; Bremer, System des Notarztes, Ziff. 12.1.2.1 (S. 57). Siehe auch die 
ausdrücklichen gesetzlichen Regelungen in Art. 21 II BayRDG, § 30 VII S. 2 
BremHilfeG; § 4 III S. 3 RettG NRW, § 8 I S. 2 RDG LSA, § 4 II S. 3 SRettG. 

79  Bremer, System des Notarztes, Ziff. 12.1.2.1 (S. 57). 
80  Rieger in: Lexikon des Arztrechts, Nr. 4540, Rn. 33; Bremer, System des Notarztes, 

Ziff. 12.1.2.1 (S. 57). 
81  BGH, MedR 2008, S. 211 (212); Oehler/Schulz/Schnelzer, Rettungsdienst in Bayern, 

Art. 21, Nr. 7.4; Peters, N+R 2007, S. 237 (238). Dass die Rettungsleitstellen die Ein-
sätze verbindlich lenken folgt schon aus ihrer Vermittlungsfunktion – ihre Effizienz 
wäre andernfalls ernsthaft in Frage gestellt – , es ist aber auch in den meisten Rettungs-
dienstgesetzen ausdrücklich vorgesehen, vgl. § 6 I RDG Baden-Württemberg, Art. 20 
III BayRDG, § 8 I RDG Berlin, §§ 4 I, 8 III BbgRettG, § 2 I, II S. 3 BremHilfeG, § 5 I, 
II HRDG, § 9 III RDG M-V, § 6 III NRettDG, § 8 I, 9 I S. 2 RettG NRW, § 7 III Nr. 2 
RettDG Rheinland-Pfalz, § 7 III S. 4, 5 SRettG, § 2 IV SächsBRKG, § 5 II RDG LSA, 
§ 7 III RDG Schleswig-Holstein, § 8 II ThürRettG. 

82  Oehler/Schulz/Schnelzer, Rettungsdienst in Bayern, Art. 21, Nr. 7.4; Peters, N+R 2007, 
S. 237 (238). Siehe bspw. auch die ausdrücklichen Regelungen in Art. 20 III S. 3 
BayRDG oder § 6 III S. 2 NRettDG. 

83  Siehe auch: § 10 I RDG Baden-Württemberg, § 7 I RDG Berlin, § 28 III S. 1 
SächsBRKG, § 8 II S. 1 RDG LSA und § 6 IV ThürRettG. 
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16      A. Begriffsbestimmungen rund um den medizinischen Notfall 

zu unterscheiden, hatte die Bundesärztekammer in der Vergangenheit für den 
„Notarzt“ die Bezeichnung „Rettungsarzt“ vorgeschlagen, was sich in der Praxis 
aber nicht durchsetzen konnte84. 

Der Leitende Notarzt kommt bei Großschadensereignissen zum Einsatz, bei de-
nen medizinischer Koordinierungsbedarf besteht85. Er koordiniert, leitet und 
überwacht bei einem Großschadensereignis alle medizinischen Maßnahmen vor 
Ort und ist insbesondere für Fragen der Lagebeurteilung hinsichtlich der Art und 
Anzahl der Verletzten oder Erkrankten, der Schwere der Schädigungen, zusätzli-
cher Gefährdungen, möglicher Folgegefährdungen sowie der Kapazitäten an Per-
sonal, Material und sekundären Behandlungsmöglichkeiten zuständig86. Ihm steht 
demgemäß in medizinisch-organisatorischen Fragen auch gegenüber den im Ein-
satz mitwirkenden Notärzten ein Weisungsrecht zu87. 

Der Ärztliche Leiter Rettungsdienst hat gegenüber den Trägern des Rettungs-
dienstes eine beratende und unterstützende Funktion. Der Ärztliche Leiter Ret-
tungsdienst unterstützt, berät, koordiniert und überwacht die Tätigkeit der Ret-
tungsleitstelle sowie die notfallmedizinische Fort- und Weiterbildung des 
Rettungsdienstpersonals88. 

VII. Notdienst (bzw. Notfalldienst oder 
Bereitschaftsdienst) und Notfallarzt 

In der Medizin werden die Begriffe Notfalldienst, Notdienst und Bereitschafts-
dienst synonym verwendet. Damit ist aber jeweils die Sicherstellung der ambulan-
ten Versorgung durch die niedergelassenen Ärzte in dringenden Fällen außerhalb 
der üblichen ärztlichen Sprechstundenzeiten gemeint89. Dringende Fälle sind dabei 
hauptsächlich Akutfälle, die noch nicht unmittelbar lebensbedrohlich sind (siehe 
zu ihnen Rn. 99), und nicht medizinische Notfälle, da die Akutfälle eindeutig der 
Versorgungsebene der niedergelassenen Ärzte (ambulante Versorgung) zugeord-
net werden können90. Aus medizinischer Sicht gehören Akutfälle zum Aufgaben-
bereich des Notdienstes, medizinische Notfälle hingegen sind eine Aufgabe des 

                                                           
84  Bremer, System des Notarztes, Ziff. 10.2 (S. 42). 
85  Siehe bspw.: Art. 21 III S. 1 BayRDG; § 7 II RDG Berlin; § 36 I S. 2 BremHilfeG; § 9 

I S. 2 HmbRDG; § 6 I S. 3 HRDG; § 8 V S. 2 RDG LSA; § 9 IIa S. 2 RDG M-V; § 7 
III S. 1 RettG NRW; § 10 I ThürRettG. 

86  Lissel in: Ratzel/Luxenburger, HdB Medizinrecht, § 23, Rn. 49. 
87  Siehe bspw.: Art. 21 III S. 4 BayRDG; § 36 I S. 3 BremHilfeG; § 9 II HmbRDG; § 6 III 

S. 1 HRDG; § 8 V S. 3 RDG LSA; § 9 II S. 3 RDG M-V; § 7 III S.3 RettG NRW; § 10 
II S. 1 ThürRettG. 

88  Lissel in: Ratzel/Luxenburger, HdB Medizinrecht, § 23, Rn. 50. 
89  Pschyrembel, Klinisches Wörterbuch, S. 1292. 
90  Ahnefeld/Dick/Knuth/Schuster, N+R 1998, S. 68 (73 f.). 
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VII. Notdienst (bzw. Notfalldienst oder Bereitschaftsdienst) und Notfallarzt      17 

Notarztdienstes91. Denn für den vertragsärztlichen Notdienst ist kennzeichnend, 
dass dem dort tätigen Arzt nur die typischen Mittel eines niedergelassenen Arztes 
zur Verfügung stehen, die aber regelmäßig nicht auf die Versorgung von medizi-
nischen Notfällen ausgelegt sind92. Zu den Mitteln, die hingegen dem Notarzt zur 
Verfügung stehen, siehe Rn. 18. 

Auch im Recht werden die Begriffe Notfalldienst, Notdienst und Bereitschafts-
dienst synonym verwendet93. § 75 I S. 2 SGB V enthält eine Definition des Not-
dienstes. Der Notdienst ist danach die vertragsärztliche Versorgung zu den sprech-
stundenfreien Zeiten. Unabhängig von der gesetzlichen Definition, die erst 
nachträglich in § 75 SGB V eingefügt wurde, hat die Rechtsprechung den Not-
dienst zuvor schon wie folgt beschrieben: 

Der Notfall- und Bereitschaftsdienst wird durch die Kassenärztlichen Vereinigungen 
und die Ärztekammern organisiert und stellt die ambulante ärztliche Versorgung bei 
dringenden Behandlungsfällen in solchen Zeiträumen sicher, in denen die in freier 
Praxis niedergelassenen Ärzte üblicherweise keine Sprechstunden abhalten94.  

Für den Notdienst ist somit rechtlich folgendes kennzeichnend: Erstens der Zeit-
punkt, zu dem der Arzt in Anspruch genommen wird, zweitens, dass es sich im 
Notdienst ausschließlich um ambulante Behandlungen handelt, und drittens, dass 
die ärztliche Behandlung dringlich sein muss. Eine dringende Behandlungsbedürf-
tigkeit in diesem Sinne liegt vor, wenn bei ex ante Betrachtung ohne sofortige 
Behandlung Gefahren für Leib und Leben bestehen oder Schmerzen unzumutbar 
lange dauern würden95. Mit dringenden Behandlungsfällen sind allerdings in der 
Medizin nur die Akutfälle, die noch nicht unmittelbar lebensbedrohlich sind, ge-
meint (siehe Rn. 24). Dies ist im Recht ebenso zu berücksichtigen96. Im Übrigen 
kann damit der Notarztdienst vom vertragsärztlichen Notdienst abgegrenzt werden 
(zur Abgrenzung siehe Rn. 30 f.). 

Im Anschluss an die gesetzliche Terminologie aus § 75 I S. 2 SGB V wird für 
die Begriffe „Not“-, „Notfall“- und „Bereitschaftsdienst“ im Folgenden nur noch 
einheitlich der Begriff „Notdienst“ verwandt. Zwar meint § 75 I S. 2 SGB V nur 
den Notdienst, den die Vertragsärzte im Rahmen des Sicherstellungsauftrags der 

                                                           
91 Ellinger/Osswald/Genzwürker, Kursbuch Notfallmedizin, Ziff. 1.3.5 (S. 27); 

Geiß/Greiner, Arzthaftpflichtrecht, Teil B, Rn. 26; Dick, N+R 2002, S. 572; Ufer, 
AINS 1999, S. 3; Ahnefeld/Dick/Knuth/Schuster, N+R 1998, S. 68 (73 f.). 

92  Fehn/Lechleuthner, MedR 2000, S. 114 (115); Geiß/Greiner, Arzthaftpflichtrecht, Teil 
B, Rn. 26; Bremer, System des Notarztes, Nr. 8.3 (S. 33). 

93  Lippert/Weissauer, Das Rettungswesen, Rn. 66. Siehe bspw.: § 75 I S. S SGB V („Not-
dienst”), § 26 (Muster-) BO-Ä („Notfalldienst“) und BGH, NJW 2003, S. 1184 (1185) 
(„Notfall- und Bereitschaftsdienst“). 

94  BGH, NJW 1993, S. 1526, und auch im folgenden BGH, NJW 2003, S. 1184 (1185). 
95  LSG Bayern Urt. v. 25.10.2006 – Az. L 12 KA 677/04. 
96  Anders noch: Martens, NJW 1970, S. 494 (495 f.). Ihm zufolge zählen auch Sofort-

maßnahmen zur Aufrechterhaltung vitaler Funktionen zum Aufgabenbereich des Not-
dienstes. Zu berücksichtigen ist dabei aber, dass es im Jahr 1970 keinen flächendecken-
den Notarztdienst gab, sondern nur in vereinzelten Städten, der zudem gesetzlich noch 
nicht geregelt war, siehe: Moecke, N+R 2007, S. 515 ff. 
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18      A. Begriffsbestimmungen rund um den medizinischen Notfall 

Kassenärztlichen Vereinigungen verrichten, aber für den Notdienst aufgrund der 
Berufsordnungen, der für jeden Arzt (auch den Nichtvertragsarzt) verpflichtend ist 
(siehe sogleich Rn. 27), sollte dieselbe Bezeichnung verwandt werden, da beides 
in der Sache dasselbe ist. 

1. Teilnahmepflicht 

Die Teilnahme am Notdienst ist für jeden in eigener Praxis niedergelassenen Arzt 
verpflichtend, egal ob er zur vertragsärztlichen Versorgung der gesetzlich Kran-
kenversicherten zugelassen ist (§ 95 SGB V, Vertragsarzt) oder ob er keine Zulas-
sung hat und ausschließlich Privatpatienten behandelt (Nichtvertragsarzt)97. Dies 
folgt aus den Berufsordnungen der einzelnen Landesärztekammern, die im Wort-
laut nicht danach differenzieren, ob der Arzt ein Vertragsarzt ist oder nicht, son-
dern die ausdrücklich nur vom „niedergelassenen“ Arzt sprechen98. Ihre Ermächti-
gungsgrundlage haben die Berufsordnungen in den jeweiligen Heilberufs-
/Kammergesetzen der Bundesländer. In Bayern folgt die Teilnahmepflicht bei-
spielsweise aus Art. 18 I S. 1 Nr. 2, III S. 2 HKaG i. V. m. § 26 BO-Ä Bayern99. In 
allen anderen Bundesländern bestehen vergleichbare Regelungen. Alle Bundes-
länder haben in ihren Landesgesetzen eine gleichlautende Ermächtigung wie Art. 
18 I S. 1 Nr. 2 HKaG100 und alle Landesärztekammern haben die Muster-
Berufsordnung, die in § 26  (Muster-) BO-Ä eine vergleichbare Teilnahmepflicht 
zu § 26 BO-Ä Bayern vorsieht, insoweit weitestgehend unverändert übernommen. 
Für die Vertragsärzte folgt die Teilnahmepflicht zusätzlich aus der Zulassung zur 
vertragsärztlichen Versorgung, konkret aus §§ 95 III, 75 I S. 1 und 2, 79 III S. 1 
Nr. 1, 81 I S. 1 Nr. 4 SGB V i. V. m. der jeweiligen Bereitschaftsdienstordnung 
der zuständigen Kassenärztlichen Vereinigung101. Der Notdienst aufgrund der 
vertragsärztlichen Zulassung und der Notdienst aufgrund der Berufsordnungen 
sind inhaltlich identisch, es bestehen nur verschiedene Grundlagen für eine Teil-
nahmepflicht102. 

                                                           
97  BSG, MedR 2006, S. 491 (492); LSG Bayern Urt. v. 25.10.2006 – Az. L 12 KA 677/04; 

VG Minden Urt. v. 31.08.2006 – 7 K 1506/06. 
98  LSG Bayern Urt. v. 25.10.2006 – Az. L 12 KA 677/04; VG Minden Urt. v. 31.08.2006 – 

7 K 1506/06. 
99  In Bayern wird der Notdienst allerdings wiederum allein von der KÄV organisiert. Die 

Ärztekammer hat ihre Befugnisse insoweit auf die KÄV übertragen. Nach §§ 3, 4 Be-
reitschaftsdienstordnung der KVB werden nicht zur vertragsärztlichen Versorgung zu-
gelassene Ärzte sogar nur ausnahmsweise zum Notdienst herangezogen. 

100  Siehe bspw. auch: § 30 III S. 2 Heilberufe-Kammergesetz Baden-Württemberg, § 23 
Nr. 2 Heilberufsgesetz Hessen, § 21 Nr. 2 Heilberufegesetz Thüringen, § 30 Nr. 2 
Heilberufegesetz Nordrhein-Westfalen. 

101  Narr, Ärztliches Berufsrecht, Band II, Rn. B 480; Orlowski in: Orlowski/Rau/Scher-
mer/Wasem/Zipperer, GKV-Kommentar, § 75, Rn. 35 f. 

102  LSG Bayern Urt. v. 25.10.2006 – Az. L 12 KA 677/04; Laufs in: Laufs/Uhlenbruck, 
HdB Arztrecht, § 17, Rn. 6. In der Praxis existiert immer nur eine „Not“-/ „Notfall“-/ 
„Bereitschaftsdienstordnung“. Dies wird auf verschiedenen Wegen verwirklicht. Bei-
spielsweise werden die Notfalldienstordnungen von den Landesärztekammern und den 
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VII. Notdienst (bzw. Notfalldienst oder Bereitschaftsdienst) und Notfallarzt      19 

Auch Fachärzte sind verpflichtet am allgemeinen Notdienst teilzunehmen103. In 
vielen Gebieten, meist in Städten, gibt es einen speziellen fachärztlichen Not-
dienst, der die Akutfälle aus seinem Fachbereich versorgt104. Die Einrichtung des 
fachärztlichen Notdienstes liegt im Ermessen der Kassenärztlichen Vereinigungen, 
auf seine Einrichtung besteht insbesondere für Fachärzte kein Anspruch105. Fehlt 
ein fachärztlicher Notdienst, müssen die Fachärzte daher am allgemeinen Not-
dienst teilnehmen. Hierbei spielt die Fortbildungspflicht für den Notdienst eine 
besondere Rolle (dazu sogleich Rn. 28). 

2. Spezielle Fortbildungspflicht 

Die Teilnahmepflicht am Notdienst schließt auch eine entsprechende, von der 
allgemeinen Fortbildungspflicht106 zu unterscheidende, spezielle Fortbildungs-
pflicht mit ein. Eine für jeden Arzt geltende Fortbildungspflicht für den Notdienst 
steht in den jeweiligen Berufsordnungen107 (vgl. § 26 IV (Muster-) BO-Ä). Für die 
Vertragsärzte gelten zusätzlich die jeweiligen Bereitschaftsdienstordnungen der 
Kassenärztlichen Vereinigung (z. B. § 4 II BDO-Bayern108). Die Notdienst-
Fortbildungspflicht trifft, da sie wie auch die Teilnahmepflicht selbst in den ein-
zelnen Berufsordnungen der Landesärztekammern vorgesehen ist, jeden Arzt, also 
sowohl Vertragsärzte als auch Nichtvertragsärzte109. Inhaltlich unterscheidet sich 
die Fortbildungspflicht für den Notdienst von der allgemeinen Fortbildungspflicht 
im tatsächlichen Tätigkeitsbereich des Arztes erheblich. Nach der allgemeinen 
Fortbildungspflicht, muss sich der Arzt nur in dem Gebiet, in dem er tatsächlich 
praktiziert, fortbilden. Nach der speziellen Fortbildungspflicht für den Notdienst 
                                                                                                                                     

Kassenärztlichen Vereinigungen zusammen erlassen (vgl.: Notfalldienstordnungen 
Sachsen-Anhalt, Thüringen und Saarland), wobei wiederum zu unterscheiden ist, wem 
letztlich die Organisation des Notdienstes zukommt, nur der KÄV oder der KÄV und 
der Ärztekammer zusammen. Es kommt aber auch vor, dass die Ärztekammer ihre Be-
fugnisse ganz auf die KÄV überträgt und die KÄV allein die Notdienst-Satzung erlässt 
und den Notdienst organisiert (so in Bayern). Siehe dazu insgesamt: BSG, MedR 2006, 
S. 491 (492). 

103  BSG, MedR 2007, S. 504 (505); LSG Bayern Urt. v. 25.10.2006 – Az. L 12 KA 677/04. 
104  Z. B.: § 8 III der Bereitschaftsdienstordnung der Kassenärztlichen Vereinigung Bay-

erns. 
105  BSG, MedR 2007, S. 504 (505). 
106  Gemeint ist bspw. diejenige nach Art. 18 I S. 1 Nr. 1 HKaG-Bayern, § 23 Nr. 1 Heilbe-

rufsgesetz-Hessen oder § 21 Nr. 1 Heilberufegesetz-Thüringen i. V. m. den jeweiligen 
Berufsordnungen (vgl. § 4 (Muster-) BO-Ä). Für Vertragsärzte gilt zudem § 95d SGB 
V sowie §§ 79 III S. 1 Nr. 1, 81 IV SGB V i. V. m. der jeweiligen Satzung der Kassen-
ärztlichen Vereinigung (z. B. § 5 Satzung der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns). 

107  Die Ermächtigung hierfür folgt teilweise als Annexkompetenz aus den Ermächtigungen 
der jeweiligen Heilberufs-/Kammergesetze der Bundesländer, die die Teilnahmepflicht 
am Notdienst vorsehen (z. B. Bayern: Art. 18 I S. 1 Nr. 2 HKaG), teilweise ist sie aber 
auch ausdrücklich vorgesehen (z. B. Baden-Württemberg: § 30 III S. 2 Heilberufe-
Kammergesetz). 

108  Die Ermächtigung hierfür folgt aus § 79 III S. 1 Nr. 1, 81 IV SGB V. 
109  LSG Bayern Urteil v. 25.10.2006, Az. L 12 KA 677/04 (a. E). 
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hingegen muss sich jeder Arzt eigens für den allgemeinen Notdienst fortbilden, 
auch wenn er seit Jahren in einem Spezialgebiet tätig ist, das sich von der norma-
len hausärztlichen Tätigkeit für Dringlichkeitsfälle, die im allgemeinen Notdienst 
gefordert ist, wesentlich unterscheidet110. Denn jeder Arzt ist aufgrund seiner Aus-
bildung bis zur Approbation bzw. seiner vertragsärztlichen Zulassung grundsätz-
lich für den allgemeinen Notdienst geeignet111. Diese Eignung hat er mit der spe-
ziellen Fortbildungspflicht aufrechtzuerhalten, auch wenn er später ausschließlich 
in einem völlig anderen medizinischen Spezialgebiet tätig ist112. Der Zweck der 
Fortbildungspflicht für den Notdienst ist daher nicht die Kenntnisvertiefung in 
einem praktizierten Spezialgebiet, sondern die Kenntniserhaltung für das Gebiet 
des allgemeinen Notdienstes. Auf diese Weise wird vermieden, dass sich ein spe-
zialisierter Facharzt mit der Argumentation, dass er aufgrund seiner speziellen 
Tätigkeit über keine Kenntnisse mehr für die hausärztliche Tätigkeit verfüge und 
daher für den allgemeinen Notdienst ungeeignet sei, der Teilnahmepflicht am 
Notdienst entzieht. Sofern kein fachärztlicher Notdienst besteht, muss daher auch 
der Spezialist am allgemeinen Notdienst teilnehmen113. 

3. Notfallarzt 

Als Notfallarzt wird sowohl rechtlich als auch medizinisch der Arzt bezeichnet, 
der den durch die Kassenärztlichen Vereinigungen und Ärztekammern organisier-
ten ambulanten Notdienst im Einzelfall wahrnimmt114. Ebenso wie der Notdienst 
vom Notarztdienst zu unterscheiden ist, ist der Notfallarzt vom Notarzt zu unter-
scheiden. Für die Abgrenzung wird auf die nachstehenden Ausführungen (Rn. 
30 f.) verwiesen. 

VIII. Abgrenzung: Notarzt – Notfallarzt 
bzw. Notarztdienst – Notdienst 

Der Notarztdienst bzw. der Notarzt (Rn. 14 ff.) müssen vom vertragsärztlichen 
Notdienst bzw. Notfallarzt (Rn. 24 ff.) streng getrennt werden115. Die Notwendig-
keit zur Abgrenzung ergibt sich rechtlich aus § 75 I S. 2 SGB V bzw. der dahinter 
liegenden Aufteilung der Gesetzgebungskompetenz. Der Notdienst gehört als 

                                                           
110  BSG Urt. v. 06.09.2006 – Az. B 6 KA 43/05 R, Rn. 20; LSG Bayern Urt. v. 25.10.2006 

– Az. L 12 KA 677/04 (a. E.); LSG Nordrhein-Westfalen Urt. v. 08.12.2004 – Az. L 10 
KA 5/04. 

111  LSG Bayern Urt. v. 25.10.2006 – Az. L 12 KA 677/04. 
112  LSG Bayern Urt. v. 25.10.2006 – Az. L 12 KA 677/04 (a. E.). 
113  LSG Bayern Urt. v. 25.10.2006 – Az. L 12 KA 677/04. 
114  BGH, NJW 1993, S. 1526; Bremer, System des Notarztes, Nr. 9.1 (S. 28). 
115  Zur Notwendigkeit der Abgrenzung siehe auch: BGH, NJW 2003, S. 1184 (1185); 

BGH, NJW 1993, S. 1526; Schlund, ArztR 2004, S. 244; Fehn/Lechleuthner, MedR 
2000, S. 114; Ahnefeld/Dick/Knuth/Schuster, N+R 1998, S. 68 (73). 
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